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Pressemitteilung
AbL unterstützt die niedersächsische Sauenhaltungs-Initiative 

-Bundesrats- und Bundestags-Verhalten als Prüfstein für Tierwohl-
  Wahlversprechen
- Forderung nach Umbauprogramm für mittelständisch-bäuerliche Betriebe 
- „Klasse statt Masse“ mit Mengenreduzierung bringt faire Erzeugerpreise
- Tierwohl können mittelständische Tierhalter viel besser umsetzen als 
   Agrarfabriken   
Der Landesverband Niedersachsen/Bremen der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (Abl) unterstützt die vom niedersächsischen Landwirtschaftsminister veröffentlichten Inhalte einer Bundesrats-Initiative zum Ausstieg aus der nicht tiergerechten Kastenstandhaltung von Sauen. Es sei erfreulich, dass nun auch die Bundesregierung und Bundesagrarminister Schmidt der Verkürzung der Kastenstand-Verweildauer einer Sau von 35 auf maximal 8 Tage endlich zustimmten. Die AbL erinnert daran, dass diese deutliche Verbesserung des Tierwohls und ein entsprechendes höchstrichterliches Urteil  wesentlich auch auf das mutige Vorgehen einer Veterinärin und eines Landrats des Landkreises Jerichower Land gegen die Sauenhaltung in einer Agrarfabrik des Agrarindustriellen Straathof zurückgehe. 

Die AbL appelliert an Bundesrat und Bundestag, diese niedersächsische Entschließung noch vor den Bundestagswahlen auf den Weg zu bringen – dies sei für alle Wählerinnen und Wähler ein deutlicher Prüfstein für die Ernsthaftigkeit der Tierwohl-Beteuerungen in den Wahlprogrammen aller Parteien.    

Eine Frist von maximal 10 Jahren für die Umstellung auf die neue Sauenhaltung und für entsprechende Vorgaben bei Neu- und Umbauten hält die niedersächsische AbL für relativ lang, aber im Interesse einer Gesamtlösung für noch hinnehmbar. Dies verschaffe allen Schweinehaltern die schon lange eingeforderte Planungssicherheit. Für mittelständisch-bäuerliche Tierhaltungen unterhalb der in Bau- und Immissionsschutzrecht verankerten Schwelle von 560 Sauen fordert die AbL rasche Beschlüsse für eine entsprechende Förderung im Rahmen eines sparten-übergreifenden Tierwohl-Umbauprogramms.  
AbL-Vertreter Eckehard Niemann rief dazu auf, bei diesem Umbauprogramm auf freie Gruppenhaltung die notwendigen Rückzugsmöglichkeiten der Sauen bei Rangordnungskämpfen und bei der Fütterung zu berücksichtigen. 

Das Ende der Kastenstandhaltung, so die niedersächsische AbL, führe zu einer Verringerung der in Deutschland gehaltenen Sauen und Ferkel pro Betrieb – voraussichtlich aber auch zu überproportionale Preissteigerungen für Ferkel infolge des verknappten Angebots. Dies wiederum würde auch die Schweinemäster betreffen - die dann zwar die Ferkel teurer bezahlen müssten, dann aber auch überproportional höhere Erzeugerpreise für das deutlich verringerte Angebot an Mastschweinen erzielen würden.  All das werde auch deutliche Folgen für Schlachtbetriebe und für den ruinösen Export von Schweinefleisch zu Weltmarktpreisen in Drittländer haben. 

Damit diese nationalen Preis-Effekte nicht durch ausländische Lieferungen unterlaufen würden, müssten durch Bundesregierung und EU-Kommission nun rasch analoge Tierhaltungsbedingungen in allen EU-Ländern und vor allem in Dänemark und den Niederlanden durchgesetzt werden. Dies sei auch durch die verbindlich in nationales Recht umzusetzende EU-Schweinehaltungsrichtlinie längst angesagt, die in skandinavischen Ländern bereits befolgt werde und wozu es auch in Dänemark und den Niederlanden  bereits Initiativen gebe. 

Es sei auch zu prüfen, durch welche Regelungen bis dahin der Import von Ferkeln und Mastschweinen aus nicht richtlinienkonformer Sauenhaltung verhindert oder begrenzt werden könne. Ernährungsindustrie und Lebensmittel-Einzelhandel seien aufgerufen, kein Fleisch mehr zu kaufen und zu verkaufen, bei dessen Erzeugung die neuen Sauenhaltungs-Regeln und die EU-Schweinehaltungs-Richtlinie missachtet werde. Die Branche müsse sich auch an der Finanzierung des anstehenden Umbauprogramms auf eine artgerechtere Tierhaltung mit deutlich höheren Summen beteiligen.     

Von einer neuen Bundesregierung erwartet die AbL die konkrete Einlösung der Tierwohl-Wahlversprechen durch einen umfassenden und verbindlichen Tierwohl-Plan. Der niedersächsische Tierschutzplan, erarbeitet von einer CDU-FDP-Regierung und zumindest teilweise umgesetzt von einer rotgrünen Koalition, könne dabei als Vorbild dienen. Verbunden werden müsse dies mit Lösungen für die Finanzierung eines ausreichenden Förder-Umbauplans der gesamten Tierhaltung. Hierbei müssten im Bereich der Sauenhaltung auch tiergerechtere Regelungen in Abferkelställen umgesetzt werden.      

Die AbL legt großen Wert auf die Feststellung, dass die mit höheren betrieblichen Kosten verbundenen, ordnungsrechtlich EU-weit geltenden Tierwohlmaßnahmen alles andere als eine Schlechterstellung der landwirtschaftlichen Betriebe bedeuteten. Im Gegenteil werde so – mit großer gesellschaftlicher Akzeptanz – ein flächendeckender und somit wettbewerbsneutraler Abbau der derzeit ruinösen Überschüsse erreicht. Wegen der Elastizität der Nachfrage bringe eine solche Angebotsreduzierung nach dem Motto „Klasse statt Masse“ einen deutlich überproportionalen Anstieg der Erzeugerpreise. Im Gegensatz zu agrarindustriellen Großställen hätten mittelständisch-bäuerliche Schweinehalter und eigenmotivierte Familienbetriebe deutlich bessere Möglichkeiten bei der Bereitstellung von Stroh und dem Stroh-Management. Bei einer Umsetzung dieser Maßnahmen gäbe es im Handel dann kein Billigfleisch aus Stresshaltung mehr zu kaufen.

Gerade auch in der Sauenhaltung führen die neuen Tierwohl-Regelungen zu einer Stärkung mittelständisch-bäuerlicher Strukturen. Dies führe zu einer teilweisen Umkehrung der fatalen Entwicklung, wonach mittlerweile bereits 41% der deutschen 1,9 Millionen Zuchtsauen-Muttertiere in Beständen mit mehr als 500 Sauen-Plätzen gehalten, und zwar von 700 Großbetrieben (8% der insgesamt 8.400 Sauenhaltungs-Betriebe, vor allem in ostdeutschen Agrarindustrie-Betrieben). Dieser Konkurrenz auf dem Sauen- bzw. Ferkelmarkt seien allein im letzten Jahr weitere 700 Betriebe zum Opfer gefallen.  

Die AbL verweist zudem besorgt darauf, dass die bäuerliche Betriebe mit weniger als 100 Sauen zwar noch 40% der Sauenhaltungs-Betriebe ausmachten, aber nur noch 8% der Sauen hielten. Größere mittelständisch-bäuerliche Betriebe mit immerhin 100 bis 500 Sauen machten immer noch weitere 51 % der Betriebe aus, aber leider nur noch mit 50% des deutschen Sauenbestands. Es gelte, die Existenz genau dieser Betriebe zu verteidigen, die zumeist familiengeführt seien und wegen ihrer Größe und Flächenbindung  die anstehenden Tierwohl-Anforderungen (mit eigeninteressiertem Management und Aussenklimaställen mit Stroheinstreu) viel eher erfüllen könnten als Agrarfabriken mit Billig-Lohnarbeitskräften.  

Die AbL verweist in diesem Zusammenhang darauf, dass sowohl das Bundes-Immissionsschutz-Gesetz als auch das Baugesetzbuch bei Anlagen mit mehr als 560 Sauenplätzen oder 1.500 Schweinemastplätzen von Risiken für Umwelt und Anwohner ausgehen würden. Das Baugesetzbuch gebe den  Gemeinden deshalb - zumindest bei gewerblich-flächenknappen Betrieben - ein Vetorecht gegen entsprechende Bauanträge. Gegen derartige Bauanträge gebe es bundesweit massive Proteste vor Ort und einen oft auch erfolgreichen Widerstand von Bürgerinitiativen des Netzwerks „Bauernhöfe statt Agrarfabriken“ gegen die mit Großanlagen verbundenen Geruchs-, Ammoniak- und Keim-Immissionen. Deshalb dürfe es auch beim Tierwohl-Umbau keinerlei Immissions-Rabatt für Agrarfabriken geben – diese müssten auf kleinere Einheiten zurückgeführt werden. Das nütze bäuerlichen Betrieben und hemme die Agrarindustrialisierung der Schweinehaltung und die ruinöse Überproduktion.  

Das gelte auch für die Filtererlasse einiger Länder (Niedersachsen, NRW oder Schleswig-Holstein, Thüringen mit einer Filter-Einbaupflicht für Betriebe mit mehr als 750 Sauen- oder 2.000 Mastplätzen. Es liege deshalb im dringenden Interesse vom Umwelt, Anwohnern und den allermeisten westdeutschen Schweinehaltern, dass solche Filtererlasse für Neu- und Bestandsanlagen endlich in allen Bundesländern bzw. bundesweit gelten würden und so die Wettbewerbsverzerrung zugunsten ostdeutscher Agrarindustrie rasch beseitigten. Die AbL fordert deshalb, dass eine neue Bundesregierung die von Bundesbauministerin Hendricks vorgeschlagene Ausweitung des Vetorechts der Gemeinden gegen sämtliche Tierhaltungs-Großanlagen endlich  gesetzlich verankern müsse. 
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Link: 
https://www.laves.niedersachsen.de/tiere/tierschutz/tierhaltung/schweine/tierschutzrechtliche-und-tierschutzfachliche-aspekte-der-kastenstandhaltung-von-sauen-151740.html
Minister Meyer: Großer Erfolg Niedersachsens beim „Sau-Rauslassen“
Bund legt nach Initiative Niedersachsens Ausstiegsplan aus dem Kastenstand vor – „Gemeinsamer Konsens zum Sau-Rauslassen noch vor Bundestagswahl möglich“
HANNOVER. Niedersachsens Agrarminister Christian Meyer begrüßt die gestern vom Bundeslandwirtschaftsministerium vorgelegten Eckpunkte zum Ausstieg aus dem Kastenstand in der Sauenhaltung. Grundlage sind die Vorschläge einer von Niedersachsen geführten Arbeitsgruppe. „Noch vor der Bundestagswahl könnte ein gemeinsamer Bund-Länder-Konsens zur Sauenhaltung der Zukunft entstehen“, sagte Meyer. Der Bund hat darin die Vorschläge Niedersachsens zur erheblichen Verkürzung der Verweildauer einer Sau im Kastenstand von 35 auf maximal acht Tage aufgenommen. Minister Meyer: „Es ist ein großer Fortschritt für den Tierschutz, wenn sich diese Zeit, in der sich die Sauen kaum bewegen und sich nicht umdrehen können, um mehr als drei Viertel reduziert wird.“ Die Haltung von Sauen in engen Kastenständen ist nach Auffassung der Landesregierung nicht verhaltens- und tiergerecht.

„Dass sich der Bund hier bewegt hat, ist ein großer Erfolg der aktuellen Bundesratsinitiative Niedersachsens“, so Meyer. „Es ist gut für die Rechts- und Planungssicherheit der Betriebe und gut für eine zukünftig deutlich tierschutzgerechtere Sauenhaltung in Niedersachsen“. Wichtig sei es auch, das Bau- und Immissionsschutzrecht tierschutzgerechter zu machen, um die neuen Stallbauten gerade für kleinere Betriebe umsetzbar zu machen. In Niedersachsen werden rund 600.000 Muttersauen in 1.900 Betrieben gehalten, die große Mehrheit davon hält davon maximal 500 Sauen. 

Bei den Fristen für die Umstellung auf das neue System liegen Niedersachsen und der Bund dicht beieinander. Beide wollen den Ausstieg aus der Kastenstandhaltung für Neu- und Umbauten sofort und für vorhandene Ställe im Regelfall innerhalb von zehn Jahren vollziehen. Für Umbaumaßnahmen werden den Betrieben in dem Vorschlag Niedersachsens weitere zwei und in Härtefällen nochmals drei Jahre eingeräumt. Beim Bund sind es fünf beziehungsweise zwei Jahre. 

„Da sollte doch ein Sauenkonsens für mehr Tierschutz möglich sein“, so Meyer. Auch sollten Bund und Länder ihre Agrarförderung tierschutzgerechter aufstellen, so dass Betriebe, die schon „früher die Sau raus lassen“, angemessen gefördert werden. In Niedersachsen ist dies durch das neue Agrarinvestitionsförderungsprogramm (AFP) und die Tierwohl-Prämie von 150 Euro pro Sau für freies Abferkeln schon jetzt möglich.

Meyer bedauerte, dass – anders als von der Agrarministerkonferenz (AMK) beschlossen – der Abferkelbereich nicht im Tierschutzkonsens des Bundes enthalten ist. „Dort wäre ebenfalls eine tierschutzgerechte Lösung notwendig, damit nicht in ein paar Jahren auch hier Umbauten erfolgen müssen.“ 

Minister Meyer hofft jetzt auf eine breite Zustimmung zur niedersächsischen Entschließung im Bundesrat: „Dann bekämen die Sauenhalter noch vor der Bundes- und der Landtagwahl Planungssicherheit für eine zukünftig tierschutzgerechte Sauenhaltung. Der Minister machte der Bundesregierung ein konkretes Angebot: „Mir geht es um die Sache und um mehr Tierschutz. Daher bin ich, wenn wir einen Erfolg erzielen, gerne bereit zu sagen: Schmidt und Meyer lassen gemeinsam die Sau raus!“
ISN - 17.08.2017 :
Kastenstandhaltung im Deckzentrum: Nun auch ein Vorschlag aus Berlin!

Jetzt geht es Schlag auf Schlag. Nachdem Niedersachsens Landwirtschaftsminister Christian Meyer am Dienstag eine niedersächsische Bundesratsinitiative zur zukünftigen Haltung der Sauen im Deckzentrum vorgestellt hat, veröffentlichte gestern auch Bundeslandwirtschaftsminister Christian Schmidt seinerseits einen Vorschlag. ISN: Auch wenn noch wesentliche Fragen zu klären sind, ist es gut, dass nun Bewegung in diese Angelegenheit kommt.

 

Bund-Länder-Arbeitsgruppe diskutiert über Lösungen
In den letzten Monaten habe eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe an einem Konzept zur zukünftigen Haltung von Sauen im Deckzentrum gearbeitet, heißt es in einer Pressemeldung des Bundeslandwirtschaftsministeriums. Einigkeit bestünde in dem Ziel, die zulässige Dauer der Fixierung von Sauen im Deckzentrum deutlich zu reduzieren und sich bei Kastenstandsweiten an der Größe der Sauen zu orientieren. Die in den Betrieben vorhandenen Kastenstände sollen nur noch befristet beibehalten werden dürfen, danach muss die Fixationsdauer deutlich verkürzt werden.

 
Der Vorschlag das BMEL umfasst folgende Eckpunkte:
Die Betriebe erhalten eine Übergangsfrist von 15 Jahren, müssen aber innerhalb von 10 Jahren ein verbindliches Umstellungskonzept vorgelegt und, falls erforderlich, einen Bauantrag gestellt haben. Damit würde dann eine Zeitschiene analog zu Dänemark eingeschlagen. Eine weitere Verlängerung von bis zu 2 Jahren kann von der zuständigen Behörde in Abhängigkeit von der Betriebssituation erteilt werden. Nach der Übergangsfrist soll die maximal zulässige Fixationsdauer im Deckzentrum nach Schmidts Vorschlag acht Tage betragen.

 
Wie geht es nun weiter?
Vermutlich wird der Bundesrat in seiner nächsten Sitzung am 22. September – also noch vor der Bundestagswahl – über die Bundesratsinitiative von Niedersachsens Landwirtschaftsminister Meyer beraten bzw. darüber abstimmen und ggf. die Bundesregierung auffordern, die Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung anzupassen. Dadurch, dass nun zwei Vorschläge für eine Anpassung der Haltung im Deckzentrum auf dem Tisch liegen, scheint klar, dass über die Details der Ausgestaltung noch intensiv diskutiert und verhandelt werden wird.

 

Die ISN meint:

Es ist gut, dass Bewegung in das Thema der Haltung der Sauen im Deckzentrum kommt. Nur so kann für Sauenhalter zeitnah Rechts- und Planungssicherheit geschaffen werden. Und das ist mit Blick auf den deutschlandweiten Flickenteppichs an Interpretationen der derzeitigen rechtlichen Situation bis hinunter zur Landkreisebene dringend erforderlich. Angesichts der noch weiterhin offenen Details und Fragen, werden die nun vorliegenden Vorschläge zur Umgestaltung der Kastenstandhaltung, noch intensiv diskutiert und ausformuliert werden müssen. Hier kommt es nun auf die Details an! Allen Beteiligten scheint aber hoffentlich klar zu sein, dass derart gravierende Eingriffe in die Haltungssysteme auch angesichts der finanziellen Situation in der Ferkelerzeugung für sehr viele – besonders kleinere – Betriebe das Aus bedeuten würden. Wir werden in der Diskussion auch weiterhin am Ball bleiben und aufzeigen, wo es hakt und wo es Änderungsbedarf gibt. Dabei steht für uns neben dem Aspekt des Tierschutzes, die Umsetzbarkeit für die Sauenhalter an erster Stelle!


Hier finden Sie das Eckpunktepapier des BMEL

Bundesratsinitiative zum Kastenstand - Minister Meyer vermischt die Fakten

Meyer stellt Bundesratsinitiative zur Änderung der Sauenhaltung vor
TOP AGRAR - 10.08.2017 - Caroline Juecker:
Einfluss der Gruppenhaltung auf die Sauen
TOP AGRAR ONLINE berichtet über einen Bericht der Zeitschrift PIG PROGRESS zu einer Untersuchung des französischen INRA-Forschungsinstituts, ob es einen Unterschied zwischen Sauen gibt, die in konventionellen Gruppenhaltungssystemen gehalten werden und solchen, die in einer reizreicheren Umwelt mit erhöhtem Platzangebot und Stroheinstreu gehalten werden. „Die Gruppenhaltung von Sauen im Wartestall ist seit 2013 EU-weit Pflicht. Erfahrungen über diesen Zeitraum zeigen heute, dass Sauen in Gruppenhaltung ruhiger und in besserer körperlicher Verfassung sind als Sauen im Kastenstand. Dadurch sind sie zudem besser vorbereitet auf die Geburt.“ ….  

„Wie die Auswertungen zeigen, war die Cortisol-Konzentration im Speichel (als Gradmesser für den empfundenen Stress) bei Sauen in reizreicherer Umwelt an Tag 35 und Tag 105 der Trächtigkeit geringer als bei Sauen in konventioneller Gruppenhaltung. Und auch bei der Mobilität der Tiere gab es Unterschiede. Beim Umstallen in den Abferkelbereich lahmten 18 % der zuvor konventionell gehaltenen Sauen. Bei den Sauen, die in reizreicherer Umwelt gehalten wurden, waren es dagegen nur 2 %. … 

Topagrar.com - Lesen Sie mehr auf: https://www.topagrar.com/news/Schwein-News-Schwein-Einfluss-der-Gruppenhaltung-auf-die-Sauen-8435385.html
